
Kreisstadt Homburg

Öffentliche Bekanntmachung

Es findet eine Sitzung des Stadtrates am Dienstag, 26.11.2019 um 18:00 Uhr, im Rathaus, 
Großer Sitzungssaal, Am Forum 5, 66424 Homburg statt. 

Tagesordnung:
Öffentlicher Teil

1) Eröffnung der Sitzung

2) Einwohnerfragestunde

3) Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 12.09.2019

4) Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen, SPD und CDU: 
Maßnahmenkatalog für "Mehr Klimaschutz in Homburg"

5) Antrag der FDP-Fraktion: Übertragung von Sitzungen des Stadtrates (Grundsatz-
beschluss)

6) Unterrichtungen

6.1) Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu den Planungskosten für die vom 
Rat beschlossene Variante 2 der Autobahn–Auffahrt Homburg–Ost

6.2) Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Förderung des Einzelhandels in 
der Innenstadt Homburg
(i) Aufarbeitung Genehmigung der Nutzungsänderung in Schuh-Fachmarkt 
(Saarbrückerstraße 108)
(ii) Sachstand Erweiterung Design Outlet Zweibrücken

6.3) Antrag der AfD-Fraktion: Bericht über den aktuellen Sachstand der Planungen / 
Fortschritte bezüglich des Baus der B 423 (neu)

6.4) Antrag der AfD-Fraktion: Bericht über den Sachstand des Sonderausschusses 
„Reorganisation der Verwaltung“, bereits getroffene Maßnahmen, Planungen 
einer ersten Sitzung des Sonderausschusses, sowie über Überlegungen zur Be-
auftragung einer externen Organisationsprüfung

6.5) Antrag der Fraktion Die Linke: Bericht der Stadtverwaltung zum Sachstand des 
Ermittlungsverfahrens rund um den Kauf eines Nachbargrundstücks betreffend 
das Kombi-Bad „Koi“

6.6) Raumordnungsentscheid mit integriertem Zielabweichungsbescheid über die 
geplante Erweiterung des Einrichtungshauses Möbel Martin am Sonderstandort 
Wilkstraße in der Stadt Zweibrücken



6.7) Aufstellung des Bebauungsplans "Über der Schanz, 2. Teiländerung", Bruchhof-
Sanddorf;
hier: Rückzug des Antrages

7) Allgemeine Unterrichtungen

Nichtöffentlicher Teil

8) Genehmigung der Niederschrift der nichtöffentlichen Sitzung vom 12.09.2019

9) Entscheidung über die Berufungseinlegung in Sachen Detektivhonorar

10) Unterrichtungen

10.1) Brandschutz auf dem Gelände des Universitätsklinikums (UKS) – Sachstand

10.2) Stand Verhandlungen Vauban Carree

11) Allgemeine Unterrichtungen

In Vertretung

Christine Becker 
Beigeordnete



2019/307/100-01-02
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen, SPD und CDU: Maßnahmenkatalog für "Mehr 
Klimaschutz in Homburg"

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Entscheidung) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Gemeinsamer Antrag Klimaschutz Grüne SPD CDU (öffentlich)
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Antragsteller – Stadtratsfraktionen Homburg 

Bündnis 90 / Die Grünen  

SPD 

CDU 

 

 

Mehr Klimaschutz in Homburg  

 

Der Homburger Stadtrat erkennt die Eindämmung des Klimawandels und seiner 

schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von hoher Priorität an. Die bisherigen 

Maßnahmen und Planungen auf allen Ebenen des öffentlichen Handelns reichen 

aktuell nicht aus, um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen.  

Der Stadtrat erkennt an, dass die Stadt in den vergangenen Jahren durchaus viele 

gute und sinnvolle Maßnahmen ergriffen hat, die zum Klimaschutz beitragen. Hierzu 

gehören z.B. die energetische Sanierung verschiedener städtischer Gebäude und die 

begonnene Umrüstung auf LED-Beleuchtung sowie die Planungen für eine 

Wasserstofftankstelle.  

Diesen Weg gilt es konsequent und zielgerichteter weiter zu verfolgen. Sowohl die 

Stadtverwaltung als auch die städtischen Beteiligungen sollen sich verstärkt mit ihren 

Möglichkeiten zum nachhaltigen Klimaschutz auseinandersetzen. Bei allen 

Entscheidungen ist auf die ökologische und ökonomische Nachhaltigkeit zu achten. 

Insbesondere größere Vorhaben für politische Beschlussfassung sollen künftig die 

Auswirkungen auf Umwelt (Klima) und Natur offenlegen und bei negativen 

Auswirkungen auch Alternativen aufzeigen.  

Der Stadtrat erkennt an, dass zur zentralen Zukunftsfrage „Mehr Klimaschutz“ auch 

die soziale Frage gehört. Menschen, die an der Armutsgrenze leben, fürchten z.B. 

Mieterhöhungen, wenn der Eigentümer energetisch saniert. Hierfür braucht es 

gangbare Lösungen.  Ebenso sind bei der Mobilitätswende soziale Aspekte zu 

berücksichtigen: Ziel ist ein bezahlbarer, gut getakteter und zuverlässiger ÖPNV. 

Die Stadtverwaltung nimmt in vielerlei Hinsicht durch ihr tägliches Handeln eine 

Vorbildfunktion für die Bevölkerung und die Unternehmen in Homburg ein. Dies gilt 

auch für den Bereich eines effektiveren Klimaschutzes. Um dies zu verdeutlichen, 

beschließt der Stadtrat einen konkreten Maßnahmenkatalog für „Mehr Klimaschutz in 

Homburg“.  
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Maßnahmenkatalog „Mehr Klimaschutz in Homburg“  

Folgende Maßnahmen zur Unterstützung des Erreichens der Klimaziele auf 

kommunaler Ebene werden beschlossen:  

 

I. Klimaschutzkonzept  

(1) Die Stadt Homburg erstellt bis zum 31. Dezember 2020 ein Klimaschutzkonzept.  

(2) Die Stadt Homburg beantragt Fördermittel im Rahmen der Kommunalrichtlinie, o. 

ä. Fördermittelgeber.  

 

Dazu ist zeitnah ein stadtweites Klimaschutzkonzept mit kurz-, mittelfristigen und 

langfristen Zielen und Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen zu 

erstellen.  

Über die Kommunalrichtlinie können Fördermittel für die Erstellung des 

Klimaschutzkonzeptes beantragt werden. Die Förderquote beträgt 65%, bei 

finanzschwachen Kommunen 90%.  

 

 

II. Mobilitätskonzept mit besonderen Blick auf den ÖPNV und den Radverkehr  

 

Mitte August 2019 hat die Stadt einen Teil der Fußgängerzone für den Radverkehr 

freigegeben. Dies ist ein erster Baustein für ein radfahrfreundliches Homburg. Es ist 

jedoch ein durchgängiges und sicheres Radverkehrsnetz für die Bedürfnisse von 

Schülern, Studenten, Berufstätigen und Touristen nötig. Fahrradstraßen und 

Verkehrsberuhigung können dazugehören. Mit einer städtischen Radverkehrs-

beauftragen und der Zusammenarbeit mit der Aktionsgemeinschaft PRO FAHRRAD 

HOMBURG sind gute Grundlagen gelegt. Jetzt ist die konkrete Umsetzung für 

Verbesserung der Radfahrsituation in Homburg gefragt. Ein Verkehrskonzept für den 

Radverkehr ist in 2019 in Auftrag zu geben.  

Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität des ÖPNV (wie Taktung, neue Haltestellen, 

Mitnahmemöglichkeiten von Fahrrad und E-Rollern) sind in dieses Konzept 

einzubinden. Die Stadtteile mit ihren Wohngebieten sind bestmöglich über die 

Buslinien an die Innenstadt, große Arbeitgeber und den Hauptbahnhof als 
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überregionalen Verkehrsknotenpunkt, anzubinden. Eine attraktive Preisgestaltung soll 

die Akzeptanz der ÖPNV Angebote, für die die Stadt verantwortlich zeichnet, 

zusätzlich erhöhen. Zügigere Fortschritte bei der Reaktivierung der Bahnstrecke 

Homburg-Zweibrücken sind gegenüber Bund & Land einzufordern. Der Aufbau einer 

Nachtbuslinie (z.B. Rufbus, Sammeltaxis) wird für die Wochenenden und Feiertagen 

insbesondere bei kulturellen Events und zur Förderung der 

Gastronomie/Kneipenkultur angestrebt. Die Linienbusse des ÖPNV sind im Rahmen 

der technischen und finanziellen Möglichkeiten sukzessive auf CO2-neutrale 

Technologien umzustellen.  

Neben dem fließenden Verkehr beinhaltet das Mobilitätskonzept auch das 

Management des ruhenden Verkehrs (Parkraum, mehr Fahrradstellplätze, E-Roller). 

Für eine bessere Vernetzung von Bahn und Rad sind Fahrradboxen in Abstimmung 

mit der Deutschen Bahn AG am Hauptbahnhof aufzustellen. Leihstationen für 

Fahrräder und/oder E-Scooter könnten das Angebot ergänzen. Der Ausbau von E-

Ladestellen für PKW und Fahrräder ist zu fördern.  

 

III. Ausweitung und Pflege von Grünflächen  

 

Als Stadt des Baumes muss es für Homburg eine besondere Verpflichtung sein, 

Ersatz- und Neubepflanzungen einheimischer Hölzer vorzunehmen. Auf den 

städtischen Grünflächen sind mit Blick auf den Klimaschutz zusätzliche Bepflanzungen 

von Bäumen vorzunehmen – Zielgröße sind jährlich zusätzliche 100 einheimische 

Bäume, die besonders viel CO2 speichern (z.B. Buchen). Bestehende Bäume sind 

besser zu schützen und Ersatzbepflanzungen sind auch für Private im Rahmen der 

Baumschutzordnung auszuweiten (z.B. ab 30 cm Durchmesser).  

Die Begrünungen städtischer Bereiche, von Fassaden und Dächern ist ebenso wie 

Patenschaften für öffentliche Flächen (Blumentröge) zu fördern. Ein jährlicher 

Wettbewerb für den schönsten (Vor)garten „Mehr Grün für Homburg“ ist 

auszuschreiben. In Bebauungsplänen ist mehr öffentliches Grün festzuschreiben (z.B. 

Blühwiesen), Naturschutzprojekte sind voranzubringen und brachliegende Flächen, 

die ansonsten wenig sinnvoll nutzbar sind, zu renaturieren (z.B. Teile des alten 

Freibadgeländes). Bestehende öffentliche innerstädtische Flächen und Plätze (z.B. La 

Baule, Christian-Weber-Platz, Forum) sind sinnvoll zu begrünen und eventuell 

umzugestalten.  
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IV. Energiemanagement für städtische Gebäude  

 

Das Hochbauamt wird aufgefordert bis Juni 2020 zusammen mit der Beigeordneten 

für Umwelt zu prüfen und dem Rat zu berichten, mit welchen Kosten und möglichen 

Einsparungen größere Investitionen am Gebäudebestand sinnvoll sind. Ein 

Energienutzungsplan für alle öffentliche Gebäude mit Blick auf die Möglichkeiten einer 

zukunftsfähigen Energieversorgung ist zu erstellen. Beim Neubau städtischer 

Gebäude sind Passivhaus- oder Aktivhausplus-Standards zu prüfen, die Vor- und 

Nachteile vor einer Beschlussfassung der Realisierung abzuwägen. Gleiches gilt für 

Gebäude der städtischen Beteiligungsgesellschaften (z.B. Stadtwerke, HBG, HPS). 

Eine Anschlussfinanzierung für die GEW ist anzustreben.  

Die Möglichkeit der Einführung einer Solarpflicht für Neubauten soll geprüft werden, 

wenn die Stadt Grundstücke für Neubauten zur Verfügung stellt und die 

bautechnischen wie auch wirtschaftlichen Voraussetzungen (u.a. Dachneigung, 

Ausrichtung, Wirtschaftlichkeit) gegeben sind.  

Die Stromversorgung städtischer Gebäude soll auf echten Ökostrom umgestellt 

werden.  

 

V. Industriestandort strukturell stärken  

 

Der stark von Automobilzulieferern geprägte Industriestandort Homburg steht in den 

kommenden zwei Jahrzehnten vor großen Herausforderungen. Im Hinblick auf die 

große Zahl der Arbeitsplätze – darunter viele Mitbürger - hat die Stadt ein starkes 

Eigeninteresse daran, dass der Strukturwandel den Zulieferern der Automobilbranche 

erfolgreich gelingt. Für innovative Technologien, wie z.B. die Entwicklung und 

Produktion von Wasserstofffahrzeugen, sind günstige Rahmenbedingungen zu 

schaffen.  

Dafür sollte sich die Stadt öffentlich stark machen. Homburg könnte zur Modellregion 

für die Brennstoffzellenfertigung werden. Zur Bereitstellung der hierfür nötigen 

Infrastruktur wird der Aufbau einer bzw. mehrerer Wasserstofftankstellen in 

Kooperation mit hiesigen Unternehmen unterstützt. Zum Gelingen im überregionalen 

Standortwettbewerb ist eine enge Zusammenarbeit mit den Betriebsleitungen, 

Gewerkschaften und Beschäftigten nötig. Zudem sind verstärkt Marketing-
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Maßnahmen zu unternehmen, um neue innovative Unternehmen in Homburg 

erfolgreich anzusiedeln.  

 

VI. Nachhaltigkeit der städtischen Verwaltung und seiner 

Beteiligungsgesellschaften  

 

Die öffentliche Hand übernimmt eine Vorbildfunktion für Ihre Bürger und die 

Privatwirtschaft. Nachhaltiges und umweltbewusstes Wirtschaften ist zu fördern. 

Stichworte hierfür sind das papierlose Büro, ein nachhaltiges Beschaffungswesen, 

eine stärkere Diversifizierung des städtischen Fuhrparks auf E-Mobilität bzw. CO2-

neutrale Antriebsformen sind zu prüfen und bei Eignung sukzessive durchzuführen, 

die Förderung von Dienstfahrrädern sowie von Mehrweg- statt Einweggeschirr bei 

öffentlichen Veranstaltungen. Die Einführung eines Nachhaltigkeitsbeirates und die 

einer Nachhaltigkeitsrichtlinie für Vergabe sowie für Beschaffung (Dienstanweisung 

Nachhaltigkeit) sind anzustreben. Die Zusammenarbeit und der 

Informationsaustausch mit der Kreisverwaltung sind vorgesehen.  

Ein Solarkataster ist zu erstellen, um Möglichkeiten der Anmietung von Dachflächen 

u.a. für die Bewirtschaftung mit Solaranlagen anzuregen. Bei geeigneten Flächen 

gehen städtische Mitarbeiter auf die Eigentümer mit konkreten Beratungsangeboten 

zu. Der hierzu notwendige Netzausbau der Stadtwerke ist voranzutreiben. 

 

VII. Rechenschaft der Verwaltung  

 

Der Oberbürgermeister erstattet dem Stadtrat und der Öffentlichkeit in regelmäßigen 

Abständen (jährlich) über Fortschritte und Schwierigkeiten bei der Reduktion der 

Emissionen bzw. in der Umsetzung von Maßnahmen des Klimaschutzes Bericht. 
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Gemeinsamer Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die 
Grünen, SPD, CDU, FPD und Die Linke: "Mehr 
Klimaschutz in Homburg"

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N
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Anlage/n

1 Gemeinsamer Antrag Mehr Klimaschutz in Homburg Grüne SPD CDU Linke 
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Antragsteller – Stadtratsfraktionen Homburg: 

Bündnis 90 / Die Grünen   |   SPD   |   CDU   |   FDP   |   Die Linke 

 

 

 

Mehr Klimaschutz in Homburg  

 

Der Homburger Stadtrat erkennt die Eindämmung des Klimawandels und seiner 

schwerwiegenden Folgen als Aufgabe von hoher Priorität an. Die bisherigen 

Maßnahmen und Planungen auf allen Ebenen des öffentlichen Handelns reichen 

aktuell nicht aus, um die Ziele des Pariser Klimaabkommens zu erreichen.  

Der Stadtrat erkennt an, dass die Stadt in den vergangenen Jahren durchaus viele 

gute und sinnvolle Maßnahmen ergriffen hat, die zum Klimaschutz beitragen. Hierzu 

gehören z.B. die energetische Sanierung verschiedener städtischer Gebäude und die 

begonnene Umrüstung auf LED-Beleuchtung sowie die Planungen für eine 

Wasserstofftankstelle.  

Diesen Weg gilt es konsequent und zielgerichteter weiter zu verfolgen. Sowohl die 

Stadtverwaltung als auch die städtischen Beteiligungen sollen sich verstärkt mit ihren 

Möglichkeiten zum nachhaltigen Klimaschutz auseinandersetzen. Bei allen 

Entscheidungen ist auf die ökologische und ökonomische Nachhaltigkeit zu achten. 

Insbesondere größere Vorhaben für politische Beschlussfassung sollen künftig die 

Auswirkungen auf Umwelt (Klima) und Natur offenlegen und bei negativen 

Auswirkungen auch Alternativen aufzeigen.  

Der Stadtrat erkennt an, dass zur zentralen Zukunftsfrage „Mehr Klimaschutz“ auch 

die soziale Frage gehört. Menschen, die an der Armutsgrenze leben, fürchten z.B. 

Mieterhöhungen, wenn der Eigentümer energetisch saniert. Hierfür braucht es 

gangbare Lösungen.  Ebenso sind bei der Mobilitätswende soziale Aspekte zu 

berücksichtigen: Ziel ist ein bezahlbarer, gut getakteter und zuverlässiger ÖPNV. 

Die Stadtverwaltung nimmt in vielerlei Hinsicht durch ihr tägliches Handeln eine 

Vorbildfunktion für die Bevölkerung und die Unternehmen in Homburg ein. Dies gilt 

auch für den Bereich eines effektiveren Klimaschutzes. Um dies zu verdeutlichen, 

beschließt der Stadtrat einen konkreten Maßnahmenkatalog für „Mehr Klimaschutz in 

Homburg“.  
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Maßnahmenkatalog „Mehr Klimaschutz in Homburg“  

Folgende Maßnahmen zur Unterstützung des Erreichens der Klimaziele auf 

kommunaler Ebene werden beschlossen:  

 

I. Klimaschutzkonzept  

(1) Die Stadt Homburg erstellt bis zum 31. Dezember 2020 ein Klimaschutzkonzept.  

(2) Die Stadt Homburg beantragt Fördermittel im Rahmen der Kommunalrichtlinie, o. 

ä. Fördermittelgeber.  

 

Dazu ist zeitnah ein stadtweites Klimaschutzkonzept mit kurz-, mittelfristigen und 

langfristen Zielen und Maßnahmen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen zu 

erstellen.  

Über die Kommunalrichtlinie können Fördermittel für die Erstellung des 

Klimaschutzkonzeptes beantragt werden. Die Förderquote beträgt 65%, bei 

finanzschwachen Kommunen 90%.  

 

 

II. Mobilitätskonzept mit besonderen Blick auf den ÖPNV und den Radverkehr  

 

Mitte August 2019 hat die Stadt einen Teil der Fußgängerzone für den Radverkehr 

freigegeben. Dies ist ein erster Baustein für ein radfahrfreundliches Homburg. Es ist 

jedoch ein durchgängiges und sicheres Radverkehrsnetz für die Bedürfnisse von 

Schülern, Studenten, Berufstätigen und Touristen nötig. Fahrradstraßen und 

Verkehrsberuhigung können dazugehören. Mit einer städtischen Radverkehrs-

beauftragen und der Zusammenarbeit mit der Aktionsgemeinschaft PRO FAHRRAD 

HOMBURG sind gute Grundlagen gelegt. Jetzt ist die konkrete Umsetzung für 

Verbesserung der Radfahrsituation in Homburg gefragt. Ein Verkehrskonzept für den 

Radverkehr ist in 2019 in Auftrag zu geben.  

Maßnahmen zur Erhöhung der Attraktivität des ÖPNV (wie Taktung, neue Haltestellen, 

Mitnahmemöglichkeiten von Fahrrad und E-Rollern) sind in dieses Konzept 

einzubinden. Die Stadtteile mit ihren Wohngebieten sind bestmöglich über die 

Buslinien an die Innenstadt, große Arbeitgeber und den Hauptbahnhof als 
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überregionalen Verkehrsknotenpunkt, anzubinden. Eine attraktive Preisgestaltung soll 

die Akzeptanz der ÖPNV Angebote, für die die Stadt verantwortlich zeichnet, 

zusätzlich erhöhen. Zügigere Fortschritte bei der Reaktivierung der Bahnstrecke 

Homburg-Zweibrücken sind gegenüber Bund & Land einzufordern. Der Aufbau einer 

Nachtbuslinie (z.B. Rufbus, Sammeltaxis) wird für die Wochenenden und Feiertagen 

insbesondere bei kulturellen Events und zur Förderung der 

Gastronomie/Kneipenkultur angestrebt. Die Linienbusse des ÖPNV sind im Rahmen 

der technischen und finanziellen Möglichkeiten sukzessive auf CO2-neutrale 

Technologien umzustellen.  

Neben dem fließenden Verkehr beinhaltet das Mobilitätskonzept auch das 

Management des ruhenden Verkehrs (Parkraum, mehr Fahrradstellplätze, E-Roller). 

Für eine bessere Vernetzung von Bahn und Rad sind Fahrradboxen in Abstimmung 

mit der Deutschen Bahn AG am Hauptbahnhof aufzustellen. Leihstationen für 

Fahrräder und/oder E-Scooter könnten das Angebot ergänzen. Der Ausbau von E-

Ladestellen für PKW und Fahrräder ist zu fördern.  

 

III. Ausweitung und Pflege von Grünflächen  

 

Als Stadt des Baumes muss es für Homburg eine besondere Verpflichtung sein, 

Ersatz- und Neubepflanzungen einheimischer Hölzer vorzunehmen. Auf den 

städtischen Grünflächen sind mit Blick auf den Klimaschutz zusätzliche Bepflanzungen 

von Bäumen vorzunehmen – Zielgröße sind jährlich zusätzliche 100 einheimische 

Bäume, die besonders viel CO2 speichern (z.B. Buchen). Bestehende Bäume sind 

besser zu schützen und Ersatzbepflanzungen sind auch für Private im Rahmen der 

Baumschutzordnung auszuweiten (z.B. ab 30 cm Durchmesser).  

Die Begrünungen städtischer Bereiche, von Fassaden und Dächern ist ebenso wie 

Patenschaften für öffentliche Flächen (Blumentröge) zu fördern. Ein jährlicher 

Wettbewerb für den schönsten (Vor)garten „Mehr Grün für Homburg“ ist 

auszuschreiben. In Bebauungsplänen ist mehr öffentliches Grün festzuschreiben (z.B. 

Blühwiesen), Naturschutzprojekte sind voranzubringen und brachliegende Flächen, 

die ansonsten wenig sinnvoll nutzbar sind, zu renaturieren (z.B. Teile des alten 

Freibadgeländes). Bestehende öffentliche innerstädtische Flächen und Plätze (z.B. La 

Baule, Christian-Weber-Platz, Forum) sind sinnvoll zu begrünen und eventuell 

umzugestalten.  
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IV. Energiemanagement für städtische Gebäude  

 

Das Hochbauamt wird aufgefordert bis Juni 2020 zusammen mit der Beigeordneten 

für Umwelt zu prüfen und dem Rat zu berichten, mit welchen Kosten und möglichen 

Einsparungen größere Investitionen am Gebäudebestand sinnvoll sind. Ein 

Energienutzungsplan für alle öffentliche Gebäude mit Blick auf die Möglichkeiten einer 

zukunftsfähigen Energieversorgung ist zu erstellen. Beim Neubau städtischer 

Gebäude sind Passivhaus- oder Aktivhausplus-Standards zu prüfen, die Vor- und 

Nachteile vor einer Beschlussfassung der Realisierung abzuwägen. Gleiches gilt für 

Gebäude der städtischen Beteiligungsgesellschaften (z.B. Stadtwerke, HBG, HPS). 

Eine Anschlussfinanzierung für die GEW ist anzustreben.  

Die Möglichkeit der Einführung einer Solarpflicht für Neubauten soll geprüft werden, 

wenn die Stadt Grundstücke für Neubauten zur Verfügung stellt und die 

bautechnischen wie auch wirtschaftlichen Voraussetzungen (u.a. Dachneigung, 

Ausrichtung, Wirtschaftlichkeit) gegeben sind.  

Die Stromversorgung städtischer Gebäude soll auf echten Ökostrom umgestellt 

werden.  

 

V. Industriestandort strukturell stärken  

 

Der stark von Automobilzulieferern geprägte Industriestandort Homburg steht in den 

kommenden zwei Jahrzehnten vor großen Herausforderungen. Im Hinblick auf die 

große Zahl der Arbeitsplätze – darunter viele Mitbürger - hat die Stadt ein starkes 

Eigeninteresse daran, dass der Strukturwandel den Zulieferern der Automobilbranche 

erfolgreich gelingt. Für innovative Technologien, wie z.B. die Entwicklung und 

Produktion von Wasserstofffahrzeugen, sind günstige Rahmenbedingungen zu 

schaffen.  

Dafür sollte sich die Stadt öffentlich stark machen. Homburg könnte zur Modellregion 

für die Brennstoffzellenfertigung werden. Zur Bereitstellung der hierfür nötigen 

Infrastruktur wird der Aufbau einer bzw. mehrerer Wasserstofftankstellen in 

Kooperation mit hiesigen Unternehmen unterstützt. Zum Gelingen im überregionalen 

Standortwettbewerb ist eine enge Zusammenarbeit mit den Betriebsleitungen, 

Gewerkschaften und Beschäftigten nötig. Zudem sind verstärkt Marketing-

TOP 4.1



Gemeinsamer Antrag: Grüne | SPD | CDU | FDP | Die Linke 22. November 2019 

Maßnahmen zu unternehmen, um neue innovative Unternehmen in Homburg 

erfolgreich anzusiedeln.  

 

VI. Nachhaltigkeit der städtischen Verwaltung und seiner 

Beteiligungsgesellschaften  

 

Die öffentliche Hand übernimmt eine Vorbildfunktion für Ihre Bürger und die 

Privatwirtschaft. Nachhaltiges und umweltbewusstes Wirtschaften ist zu fördern. 

Stichworte hierfür sind das papierlose Büro, ein nachhaltiges Beschaffungswesen, 

eine stärkere Diversifizierung des städtischen Fuhrparks auf E-Mobilität bzw. CO2-

neutrale Antriebsformen sind zu prüfen und bei Eignung sukzessive durchzuführen, 

die Förderung von Dienstfahrrädern sowie von Mehrweg- statt Einweggeschirr bei 

öffentlichen Veranstaltungen. Die Einführung eines Nachhaltigkeitsbeirates und die 

einer Nachhaltigkeitsrichtlinie für Vergabe sowie für Beschaffung (Dienstanweisung 

Nachhaltigkeit) sind anzustreben. Die Zusammenarbeit und der 

Informationsaustausch mit der Kreisverwaltung sind vorgesehen.  

Ein Solarkataster ist zu erstellen, um Möglichkeiten der Selbstnutzung bzw. der 

Vermietung von Dachflächen u.a. für die Bewirtschaftung mit Solaranlagen anzuregen. 

Bei geeigneten Flächen gehen städtische Mitarbeiter auf die Eigentümer mit 

Beratungsangeboten zu. Der hierzu notwendige Netzausbau der Stadtwerke ist 

voranzutreiben. 

 

VII. Rechenschaft der Verwaltung  

 

Der Oberbürgermeister erstattet dem Stadtrat und der Öffentlichkeit in regelmäßigen 

Abständen (jährlich) über Fortschritte und Schwierigkeiten bei der Reduktion der 

Emissionen bzw. in der Umsetzung von Maßnahmen des Klimaschutzes Bericht. 
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2019/448/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Antrag der FDP-Fraktion: Übertragung von Sitzungen 
des Stadtrates (Grundsatzbeschluss)

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Entscheidung) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Antrag auf Übertragung von Sitzungen des Stadtrates (Grundsatzbeschluss) 
(öffentlich)
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Kreisstadt Homburg

Herrn Bürgermeister Michael Forster

Am Forum 5


66424 Homburg 


Homburg, den 15.11.2019


Antrag zur Sitzung des Stadtrates am 26.11.2019 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Forster,


zur Sitzung des Stadtrates am 26.11.2019 bittet die FDP Fraktion im Homburger Stadtrat 
folgenden Antrag in die Tagesordnung aufzunehmen.


„Übertragung von Sitzungen des Stadtrates (Grundsatzbeschluss)“ 

Beschlussvorschlag: 
Die öffentlichen Teile von Stadtratssitzungen werden per Video‐Stream live ins Internet 
übertragen, Mitschnitte wenige Tage nach der jeweiligen Ratssitzung als Video auf der 
Internetseite der Stadt verfügbar gemacht.

Die Verwaltung wird mit der technischen Umsetzung in vertretbarem zeitlichen Rahmen 
beauftragt.


Begründung: 
- erfolgt mündlich -




Mit freundlichem Gruß


Michael Eckardt

(stellv. Fraktionsvorsitzender)

Stadtratsfraktion Homburg
Jörg Kühn
Fraktionsvorsitzender

Michael Eckardt
stellv. Fraktionsvorsitzender

Fraktion der Freien Demokraten im Homburger Stadtrat
Jörg Kühn Fraktionsvorsitzender Be��a��er �tr. �� ����� �o���r�
Michael Eckardt stellv. Fraktionsvorsitzender �� F���stal �� ����� �o���r� fraktion@fdphom.de
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2019/425/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
Bericht erstattet: Herr Banowitz

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zu den 
Planungskosten für die vom Rat beschlossene Variante 
2 der Autobahn–Auffahrt Homburg–Ost

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Anfrage Planungskosten AS-Ost (öffentlich)
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Bündnis 90 / Die Grünen | Stadtverband Homburg Email | info@gruene-homburg.de Web | www.gruene-homburg.de 

    
      

        

 

  Stadtratsfraktion Homburg/Saar 

  Fraktionsvorsitzende | Yvette Stoppiera-
Wiebelt 

  Stv. Fraktionsvorsitzender |   Prof. Dr. Frank    
Kirchhoff 

  Stv. Fraktionsvorsitzender  Prof. Dr. Marc Piazolo 

  Verantwortl. für 
Öffentlichkeitsarbeit 

Winfried Anslinger 

 
  

Datum |  05.11.19 

   

 
 
An den 
Bürgermeister der Stadt Homburg  
Herrn Michael Forster 
Rathaus 
Am Forum 
66424 Homburg 
 
 
 
Betr.: nächste Stadtratssitzung 
 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 
 
Wir beantragen hiermit gemäß § 18 GO 
den folgenden Tagesordnungspunkt für die nächste Sitzung des Homburger Stadtrates am 26. 
November: 
 
 
 
Anfrage zu den Planungskosten für die vom Rat beschlossene Variante 2 der Autobahn – 
Auffahrt Homburg – Ost 
 
 
 
Zu diesem TOP stellen wir folgende Fragen, die wir bitten, in der nächsten Ratssitzung am 26. 
November zu beantworten: 
 
Die vom Stadtrat in seiner Sitzung am 24.10. 2019 beschlossene Planvariante 2 wird aller 
Voraussicht nach nicht gebaut. Der Landesbetrieb für Straßenbau hat in dieser Sitzung 
deutlich gemacht, dass der FfS aufgrund des eindeutigen Ergebnisses der 
Umweltverträglichkeitsprüfung dem Bund die Umsetzung von Planvariante 1 empfehlen wird.  

 Hat die Verwaltung der Stadt mit diesen Kenntnissen zur Handlungsweise des LfS die 
Absicht, weitere Schritte im Bebauungsplanverfahren zugunsten von Variante 2 zu 
vollziehen? 

 Welche internen Planungskosten (Personalkosten + Gutachterkosten + sonstige 
Kosten) sind bis heute für die Erstellung des (planfeststellungs-) ersetzenden 
Bebauungsplans entstanden? 

 Mit welchen weiteren Kosten ist zu rechnen, wenn die Verwaltung die weitere Planung 
zugunsten der Variante 2 bis zur Rechtskraft einer entsprechenden Bauleitplanung 
verfolgt?  

___ 

___ 
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 Wenn dies der Fall ist: Wie begründet die Verwaltung diese Ausgaben? 

 Homburg ist eine Haushaltsnotlagen – Kommune und wird im laufenden, wie 
voraussichtlich auch in den kommenden Haushaltsjahren weiterhin hohe Defizite 
erwirtschaften. Ausgaben für eine Planung, die keine Chance auf Verwirklichung hat, 
widersprechen den Haushaltsgrundsätzen der Wahrheit, Klarheit und Sparsamkeit. Ist 
die Verwaltung verpflichtet, einem Ratsbeschluss zu widersprechen, der offensichtlich 
gegen geltende Haushaltsgrundsätze verstößt? 

 
 
Mit freundlichem Gruß 
 
i.A. 
W. Anslinger 
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2019/449/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur 
Förderung des Einzelhandels in der Innenstadt 
Homburg
(i) Aufarbeitung Genehmigung der Nutzungsänderung 
in Schuh-Fachmarkt (Saarbrückerstraße 108)
(ii) Sachstand Erweiterung Design Outlet Zweibrücken

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Anfrage zur Förderung Einzelhandel Innenstadt (öffentlich)
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Yvette Stoppiera-Wiebelt | Am Germanenplatz 9 | 66424 Homburg/Saar 

Stadtratsfraktion Homburg/Saar 

  
    

    

    

    

  Fraktionsvorsitzende | Yvette Stoppiera-Wiebelt 

  Stv. Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Frank Kirchhoff 

 Stv. Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Marc Piazolo 

An den  
Bürgermeister der Stadt Homburg 

  

Herrn Michael Forster 
Rathaus am Forum 5 
66424 Homburg 

  

Datum |  15.11.2019 

 
 
 
 
F ö r d e r u n g  d e s  E i n z e l h a n d e l s  i n  d e r  I n n e n s t a d t  H O M  
 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, lieber Michael Forster, 

im Namen der Fraktion Die Grünen bitten wir Sie die beiden Anfragen zur Unterrichtung der 

Öffentlichkeit und des Rates als Tagesordnungspunkt „Förderung des Einzelhandels in der 

Innenstadt HOM“ auf die Sitzung des Stadtrates am 26. November 2019 zu setzen.  

 

Förderung des Einzelhandels in der Innenstadt HOM 

(i) Aufarbeitung Genehmigung der Nutzungsänderung in Schuh-Fachmarkt 

(Saarbrückerstraße 108) 

(ii) Sachstand Erweiterung Design Outlet Zweibrücken 

 

Je nach Sachstand fordern wir den Rat bzw. die Verwaltung auf diesbezüglich entsprechend 

tätig zu werden, um den Einzelhandel in der Innenstadt wettbewerbsfähig zu halten. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Marc Piazolo    Yvette Stoppiera-Wiebelt 

 

 

 

___ 

___ 
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Förderung des Einzelhandels in der Innenstadt HOM 

Zu einer lebendigen Innenstadt gehört u.a. ein attraktives Einzelhandelsangebot. Mit der 

geplanten Bebauung am Vauban-Carrée soll der westliche Teil der Innenstadt gestärkt 

werden. Eine Ausweitung des Einzelhandels auf Flächen, die außerhalb des zentralen 

Versorgungsbereichs liegen, unterliegt daher strengen Vorgaben. Dies gilt insbesondere für 

zentrumsrelevantes Sortiment – wie z.B. Schuhe. Je mehr zentrumsrelevantes Sortiment in 

den Außenbereichen der Stadt oder in direkter Nachbarschaft – wie auf dem Design Outlet 

Zweibrücken – angeboten wird, desto stärker leidet die Attraktivität der Innenstadt. Ziel ist es 

die Kaufkraft innenstadtnah zu bündeln, so den allgemeinen Trend zum E-Commerce 

abzufedern und eine Verödung der Innenstadt stadtplanerisch zu verhindern.  

 

Die Unterrichtung des Stadtrates am 24. Oktober 2019 zur Genehmigung der 

Nutzungsänderung zum „Schuhfachmarkt“, Saarbrückerstraße 108, durch die Untere 

Bauaufsichtsbehörde steht im klaren Widerspruch zu einer innenstadtkonformen 

Stadtentwicklung. 

 

Im Einzelhandelskonzept der Stadt Homburg (isoplan Fortschreibung Juli 2015, S. 56) wird 

hierauf im dritten von fünf strategischen Grundsätzen eingegangen:  

„3. Begrenzung des großflächigen Einzelhandels außerhalb der zentralen 

Versorgungsbereiche auf nicht zentrenrelevante Hauptsortimente und wohnungsnahe 

Grundversorgung.“ In Regel 2 für die Bauleitplanung der Stadt Homburg werden unter dem 

sonstigen zentrenrelevanten Hauptsortiment u.a. Schuhe festgehalten. „Neue Betriebe … 

sollen nur in den zentralen Versorgungsbereichen angesiedelt werden. … In sonstigen 

integrierten Lagen sollen neue Betriebe mit sonstigen zentrenrelevanten Hauptsortimenten 

nur bis 200 m² Verkaufsfläche angesiedelt werden.“1  

 

Der Siemes Schuhfachmarkt verfügt über eine Verkaufsfläche von 795 m² außerhalb des 

zentralen Versorgungsbereiches.2 Laut Regel 2 der Bauleitplanung wäre ein solcher Antrag 

somit von der Stadt und ihren Gremien zu versagen. Dementsprechend hat der Bau- und 

Umweltausschuss der Stadt Homburg am 2. Oktober 2019 das Einvernehmen zu der 

geplanten Nutzungsänderung versagt.  

 

Zur Erinnerung: Die Eigentümerin hat bei der Unteren Bauaufsichtsbehörde Homburg am 

26.06.2017 zunächst einen Antrag auf Vorbescheid und danach am 06.06.2018 einen Antrag 

auf Baugenehmigung im vereinfachten Verfahren zum Neubau eines Fachmarkts nach § 64 

LBO eingereicht. Am 12.02.2019 wurde im Baugenehmigungsverfahren gem. § 65 LBO der 

                                                      
1 Isoplan, Einzelhandelskonzept der Stadt Homburg (Fortschreibung Juli 2015) S. 65. 
2 imtargis, Ansiedlung eines Schuh-Fachmarktes in Homburg (Saar), Stellungnahme (August 2019) 
S. 14 und S. 18. 
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Bauschein für einen Fachmarkt mit „Weisse Ware“ erteilt. Am 10.04.2019 hat die 

Antragstellerin einen Nutzungsänderungsantrag zum „Schuh-Fachmarkt“ gestellt. Hieraufhin 

hat die Untere Bauaufsicht ein Gutachten verlangt, um die Beeinträchtigung der 

benachbarten zentralen Versorgungsbereiche auszuschließen, welches am 29.08.2019 

(imtargis) vorgelegt wurde. 

 

Zudem legte die Eigentümerin am 22.10.2019 ein Rechtsgutachten von Prof. Dr. 

Spannowsky vor. Dieses Gutachten kommt zu dem Schluss, dass die Untere 

Bauaufsichtsbehörde die Baugenehmigung gem. § 73 Abs. 1 i. V. mit § 72 Abs. 1 LBO trotz 

des durch den Bauausschuss versagten Einvernehmens erteilen muss, da dem Vorhaben im 

vorliegenden Fall keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen und der 

Antragstellerin deshalb ein Anspruch auf Baugenehmigung zusteht. Des Weiteren wurde im 

Gutachten auf die Entstehung eines (einklagbaren) finanziellen Schadens hingewiesen, 

sollte die Baugenehmigung nicht bis zum 31.10.2019 erteilt sein. 

 

Rechtlich kam die Untere Bauaufsichtsbehörde an einer Genehmigung der 

Nutzungsänderung hin zu einem Schuh-Fachmarkt wohl nicht vorbei. Politisch ist diese 

Entscheidung für die Verwaltung als Exekutive jedoch zu hinterfragen. Die Regeln für die 

Bauleitplanung sind klar vorgegeben und der Wille des Rates war eindeutig. Trotzdem haben 

die Verantwortlichen in der Verwaltung keine Vorsichtsmaßnahmen getroffen, um ein 

solches Ansinnen durch die Antragstellerin frühzeitig – z.B. durch eine rechtzeitige 

Aufstellung eines Bebauungsplanes oder eine Rückstellung des Baugesuches – 

abzuwenden. Der Wunsch auf Nutzungsänderung war der Verwaltung schließlich seit dem 

10. April 2019 bekannt. 
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(i) Aufarbeitung Genehmigung der Nutzungsänderung in Schuh-Fachmarkt 
(Saarbrückerstraße 108) 

 

Die kritischen Fragen gegenüber der Verwaltung haben in der Sitzung des Stadtrates am 

24. Oktober 2019 verdeutlicht, dass der Rat dringend die Klärung offener Fragen sieht. 

Bürgermeister Forster hat die Aufarbeitung dieses Falles zugesichert. Wir bitten den 

Bürgermeister hierzu nun Stellung zu nehmen bzw. den Rat und die Öffentlichkeit 

entsprechend zu unterrichten: 

 

a. Welche personalpolitischen und organisatorischen Konsequenzen werden (wurden) 

aus diesem Präzedenzfall einer rechtlich „erzwungenen“ Baugenehmigung gezogen? 

b. Durch welche Maßnahmen innerhalb der Verwaltung wird in Zukunft sichergestellt, 

dass die Regeln der Bauleitplanung basierend auf dem Einzelhandelskonzept der 

Stadt Homburg (2015) künftig auch eingehalten werden?   

c. Bei welchen Bebauungsplänen / Bauvorhaben außerhalb der zentralen 

Versorgungsbereiche besteht die Gefahr für eine weitere Ansiedelung 

innenstadtrelevanter Sortimente? 

d. Könnte die Stadt bzw. der Stadtrat solchen Gefahren begegnen, indem Auflagen 

bzgl. der Sortimentswahl in Anlehnung an das Einzelhandelskonzept (2015) direkt bei 

der Aufstellung oder bei Änderung von Bebauungsplänen formuliert werden?  

Falls dies seitens der Stadtverwaltung bejaht wird, beantragen wir deren zügige 

Umsetzung in den entsprechenden Gremien. 
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(ii) Sachstand Erweiterung Design Outlet Zweibrücken (DOZ) 

 

Am 25. Oktober 2019 hatte Bürgermeister Forster die Fraktionsspitzen informiert, dass der 

Betreiber des jetzigen Fashion-Outlet-Centers Zweibrücken – ehemals Design Outlet 

Zweibrücken - eine deutliche Vergrößerung seiner Verkaufsfläche von 21.000 m² auf 

29.500 m² beabsichtige. Diese Erweiterung widerspricht einem Agreement aus dem Jahre 

2003 zwischen den Städten Homburg und Zweibrücken die Verkaufsfläche auf die bisher 

genehmigten 21.000 m² zu begrenzen. Ursprünglich hatten die Investoren mit einer 

Verkaufsfläche von 36.000 m² geplant. Aus Sicht der Stadt Homburg wollte man durch die 

Beschränkung der Verkaufsfläche die negativen Auswirkungen auf den Entzug von Kaufkraft 

aus der Innenstadt Homburgs eindämmen. 

 

Die Erweiterungspläne vom Zweibrücker Fashion-Outlet-Center mit einer Vergrößerung der 

Verkaufsfläche um weitere 8.500 m² (ca. 40% Erweiterung) sehen wir aufgrund der 

negativen Auswirkungen auf den Einzelhandel in Homburg, aber auch auf den in den 

umliegenden Städten wie Neunkirchen, Pirmasens, Blieskastel, sehr kritisch. Es stellen sich 

für uns die folgenden Fragen: 

 

a. Existiert zwischen den Städten Homburg und Zweibrücken ein Agreement mit 

Blick auf die Begrenzung der Verkaufsfläche des Design Outlets auf 

21.000 m²? Wie genau lautet der Wortlaut dieses Agreement bzw. der 

eventuell nur einseitigen Selbstbeschränkung Zweibrückens? 

b. In wie weit ist das Agreement bzw. die Selbstbeschränkung Zweibrückens 

rechtlich heute noch bindend? Enthält das Agreement eine zeitliche 

Befristung?  

Im Hinblick auf eine drohende Klage der Stadt Neunkirchen hatte sich das 

DOZ 2004 wohl verpflichtet, sich für mindestens fünf Jahre an den 

Bebauungsplan und den mit Zweibrücken geschlossenen städtebaulichen 

Vertrag zu halten.  

c. Wie sieht die aktuelle bzw. zeitlich in Aussicht gestellte Beschlusslage in 

Zweibrücken und dem Zweckverband ZEF aus?  

d. Wir empfehlen eine Abstimmung der durch die Erweiterungspläne des 

Fashion-Outlet-Centers betroffenen Städte – Blieskastel, Homburg, 

Neunkirchen und Pirmasens. Hat es hierzu schon Gespräche mit konkretem 

Inhalt gegeben?  

e. Aufgrund der Größenordnung der Erweiterung von mehr als 5.000 m² gehen 

wir davon aus, dass ein Raumordnungsverfahren eingeleitet wird, um die zu 

erwartenden Auswirkungen auf die unterschiedlichen Sortimente des 

Homburger Einzelhandels abzuschätzen. Dies könnte zu nötigen 
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Sortimentsauflagen (nach Verkaufsfläche) gegenüber dem DOZ für deren 

Erweiterungsflächen führen. Welche rechtlichen und politischen Möglichkeiten 

sieht die Stadtverwaltung Homburgs auf die benötigte fachliche Analyse der 

Auswirkungen auf den Einzelhandel der Nachbarstädte hinzuwirken? 

 

Wie schon bei der ursprünglichen Entstehung des Design Outlet Zweibrücken gilt es die 

Auswirkungen auf den Einzelhandel unserer Stadt erträglich zu gestalten. Zweibrücken und 

Homburg stellen einen gemeinsamen Wirtschaftsraum dar. Daher sollten sich die 

Stadtverwaltungen in ihren strategischen Entscheidungen entsprechend abstimmen und 

nach möglichst einvernehmlichen Lösungen suchen. Die Erweiterungspläne des jetzigen 

Fashion-Outlet-Centers erhöhen den Wettbewerbsdruck auf den Homburger Einzelhandel. 

Diesen Wettbewerb gilt es fair zu gestalten und nicht ruinös zu Lasten unserer Stadt! 
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2019/450/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Antrag der AfD-Fraktion: Bericht über den aktuellen 
Sachstand der Planungen / Fortschritte bezüglich des 
Baus der B 423 (neu)

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Anträge AfD Sitzung des Stadtrates am 26. November 2019 (öffentlich)
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Bankverbindung/Spendenkonto: IBAN: DE36 5945 0010 1030 2804 22 - BIC: SALADE51HOM - KSK Saarpfalz 

  

  

   
 

 

 

AfD-Fraktion im Stadtrat Homburg,  

Postfach 1057, 66401 Homburg 

 

 

 

 

 

 

Homburg, den 17.11.2019 

 

 

Anträge zur Sitzung des Stadtrates am 26. November 2019 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

gemäß §41 Abs.1 KSVG beantrage ich im Namen der AfD-Fraktion die Aufnahme folgender 

Tagesordnungspunkte für die nächste Stadtratssitzung: 

 

TOP: Bericht über den aktuellen Sachstand der Planungen / Fortschritte bezüglich des Baus der B423(neu) 

 

TOP: Bericht über den Sachstand des Sonderausschusses „Reorganisation der Verwaltung“, bereits getroffene 

Maßnahmen, Planungen einer ersten Sitzung des Sonderausschusses, sowie über Überlegungen zur 

Beauftragung einer externen Organisationsprüfung 

 

Begründung: Erfolgt mündlich. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Markus Loew 

Stellv. Fraktionsvorsitzender 

 

 

Postfach 1057 

66401 Homburg 

fraktion@afdhomburg.de 
An den Bürgermeister der Stadt Homburg 

Michael Forster 

Am Forum 5 

66424 Homburg 
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2019/451/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen

Antrag der AfD-Fraktion: Bericht über den Sachstand 
des Sonderausschusses „Reorganisation der 
Verwaltung“, bereits getroffene Maßnahmen, 
Planungen einer ersten Sitzung des 
Sonderausschusses, sowie über Überlegungen zur 
Beauftragung einer externen Organisationsprüfung

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Anträge AfD Sitzung des Stadtrates am 26. November 2019 (öffentlich)
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Bankverbindung/Spendenkonto: IBAN: DE36 5945 0010 1030 2804 22 - BIC: SALADE51HOM - KSK Saarpfalz 

  

  

   
 

 

 

AfD-Fraktion im Stadtrat Homburg,  

Postfach 1057, 66401 Homburg 

 

 

 

 

 

 

Homburg, den 17.11.2019 

 

 

Anträge zur Sitzung des Stadtrates am 26. November 2019 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

 

gemäß §41 Abs.1 KSVG beantrage ich im Namen der AfD-Fraktion die Aufnahme folgender 

Tagesordnungspunkte für die nächste Stadtratssitzung: 

 

TOP: Bericht über den aktuellen Sachstand der Planungen / Fortschritte bezüglich des Baus der B423(neu) 

 

TOP: Bericht über den Sachstand des Sonderausschusses „Reorganisation der Verwaltung“, bereits getroffene 

Maßnahmen, Planungen einer ersten Sitzung des Sonderausschusses, sowie über Überlegungen zur 

Beauftragung einer externen Organisationsprüfung 

 

Begründung: Erfolgt mündlich. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Markus Loew 

Stellv. Fraktionsvorsitzender 

 

 

Postfach 1057 

66401 Homburg 

fraktion@afdhomburg.de 
An den Bürgermeister der Stadt Homburg 

Michael Forster 

Am Forum 5 

66424 Homburg 
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2019/453/100
öffentlich
Antrag
100 - Ratsangelegenheiten, Wahlen
: 

Antrag der Fraktion Die Linke: Bericht der 
Stadtverwaltung zum Sachstand des 
Ermittlungsverfahrens rund um den Kauf eines 
Nachbargrundstücks betreffend das Kombi-Bad „Koi“

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Anlage/n

1 Antrag Die Linke Stadtrat November 2019 (öffentlich)
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Fraktion im 
Stadtrat Hom-
burg  

 
Barbara Spaniol 
- Vorsitzende - 
Brandenburger Str. 13 
66424 Homburg 
Tel.: 0163-3076886 
b.spaniol@landtag-
saar.de 
 
Homburg, 17.11.19 

         
Herrn Bürgermeister        

Michael Forster 
Stadt Homburg 
Am Forum 
 
66424 Homburg  
 
 
Einbringung von Anträgen für die nächste Stadtratssitzung am 26.11.19 
 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
gem. § 41 Abs. 1 KSVG beantrage ich im Namen der Fraktion DIE LINKE die Aufnahme von 
folgendem Tagesordnungspunkt für die nächste Stadtratssitzung am 26.11.19: 
 
TOP:  
 
Bericht der Stadtverwaltung zum Sachstand des Ermittlungsverfahrens rund um den Kauf 
eines Nachbargrundstücks betreffend das Kombi-Bad „Koi“  
 
Begründung: 
 
Erfolgt mündlich. 

Ich bitte um Berücksichtigung im Rahmen der Tagesordnung. 
 
Herzlichen Dank und freundliche Grüße 
 
Barbara Spaniol - Fraktionsvorsitzende - 
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2019/406/610
öffentlich
Informationsvorlage
610 - Stadtplanung
Bericht erstattet: Herr Banowitz

Raumordnungsentscheid mit integriertem 
Zielabweichungsbescheid über die geplante 
Erweiterung des Einrichtungshauses Möbel Martin am 
Sonderstandort Wilkstraße in der Stadt Zweibrücken

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Sachverhalt

Die Kreisstadt Homburg wurde im Rahmen des Raumordnungsverfahrens zur 
geplanten Erweiterung des Einrichtungshauses Möbel Martin zu einer 
Stellungnahme, mit einer Frist bis zum 28.02.2019, aufgefordert. 
Der Stadtrat hat die geplante Erweiterung des Möbelmarktes mit Beschluss vom 
21.02.2019 abgelehnt.
Mit Schreiben vom 25.02.2019 wurde die Stellungnahme dem zuständigen 
Ministerium für Inneres, Bauen und Sport übersandt.

Die Stadt Zweibrücken beabsichtigte die bauliche Erweiterung des bestehenden 
Einrichtungshauses Möbel Martin (Wilkstraße 3) durch Vergrößerung von 24.000 m² 
Verkaufsfläche auf insgesamt 35.000 m². Die Verkaufsfläche für nicht-
zentrenrelevante Sortimente sollte eine maximale Verkaufsfläche von 31.500 m² 
umfassen. Bis zu 10% der zukünftig genehmigten Gesamtverkaufsfläche sollten 
zentrenrelevante Sortimente umfassen.

Nunmehr erging am 18.10.2019 der Raumordnerische Entscheid durch die Struktur- 
und Genehmigungsdirektion Süd.
Dieser sieht die Vereinbarkeit mit den Erfordernissen der Raumordnung und 
Landesplanung unter folgenden Vorgaben als gegeben an:

• Der Bereich des Möbeleinrichtungshauses ist im Bebauungsplan BH32 als 
Sondergebiet gem. § 11 Abs.2 BauNVO mit der Zweckbestimmung 
"Möbelmarkt" festzuschreiben. Durch geeignete Festsetzungen ist zu 
gewährleisten, dass im übrigen Bereich des Bebauungsplanes weiterer 
Einzelhandel ausgeschlossen wird. 

• Die Gesamtverkaufsfläche des Möbeleinrichtungshauses ist auf maximal 
30.000 m² zu begrenzen.

• Von der Gesamtverkaufsfläche ist der Anteil für innenstadtrelevante 
Sortimente auf insgesamt maximal 2.900 m² zu begrenzen. 

• Die innenstadtrelevanten Sortimente sollen direkten Bezug zum Kernsortiment 
eines Möbeleinrichtungshauses aufweisen. Die Zuordnung der 
Warensortimente zum innenstadtrelevanten Bereich richtet sich nach der 
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Sortimentsliste des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Zweibrücken, Stand 
2008. 

• In dem nachfolgenden Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes BH32 
ist das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens gem. § 17 
Landesplanungsgesetz (LPIG) zu berücksichtigen und durch entsprechende 
Festsetzungen im Bebauungsplan BH32 umzusetzen.

Somit ergibt sich gegenüber der beantragten Gesamtverkaufsfläche eine Reduktion 
um 5.000 m², bei der Fläche für das zentrenrelevante Sortiment eine Verringerung 
von 3.500 m² auf 2.900m². Somit ist den Bedenken des Stadtrates in einem 
gewissen Umfang Rechnung getragen worden.Der Entscheid mit eingehender 
Begründung ist als Anlage beigefügt.

Anlage/n

1 RaumordnerischerEntscheid_2019_10 (öffentlich)
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2019/317/610-01
öffentlich
Informationsvorlage
610 - Stadtplanung
Bericht erstattet: Herr Banowitz

Aufstellung des Bebauungsplans "Über der Schanz, 2. 
Teiländerung", Bruchhof-Sanddorf;
hier: Rückzug des Antrages

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Stadtrat (Kenntnisnahme) 26.11.2019 Ö

Sachverhalt

Am 02.10.2019 wurde die Aufstellung des Bebauungsplanes „Über der Schanz, 2. 
Teiländerung“ im Bau- und Umweltausschuss behandelt. 
Das planende Büro hat danach in einer Besprechung bei der Stadt Homburg am 
10.10.2019 mitgeteilt, dass der Antrag zur Bebauungsplanänderung zurückgezogen 
wird und keine Behandlung im Stadtrat erfolgen soll.

Anlage/n

1 Übersichtskarte (öffentlich)
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